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Druck von der Straße

Von Annette Binninger und Klemens Deider

Rund 10.000 Polizisten, Lehrer, Sozialarbeiter und Studenten demonstrierten in Dresden gegen die Kürzungen im Haushalt der CDU/FDP-Landesregierung.








Vor dem Sächsischen Landtag haben sich rund 10.000 Teilnehmer eines Sternmarsches gegen Kürzungen der Regierung im Sozial-, Bildungs- und Hochschulbereich zu einer Abschlusskundgebung versammelt. Foto: dpa 

In sz-online

Südafrika liegt an der Elbe: Der Lärm der rund 10.000 Demonstranten gestern vor dem Landtag in Dresden konnte es locker mit der Stadionatmosphäre bei der Fußball-WM aufnehmen. Polizisten, Lehrer, Studenten und Sozialarbeiter protestierten gegen die Sparpläne der Landesregierung von CDU und FDP. Dazu trommelten sie auf Plastikfässern, ließen Trillerpfeifen kreischen, Ratschen rasseln und tröteten in Vuvuzelas.

Mitorganisator Michael Moschke von der Konferenz Sächsischer Studierendenschaften sprach ab 17Uhr von der Bühne vorm Landtag. „Eine sichere Zukunft und freie Entfaltung gehen nur mit Bildung“, sagte er und forderte, alle Kürzungen für Bildung, Kultur und Soziales für dieses und die zwei Folgejahre zurückzunehmen. Einige Vertreter der Regierungsfraktion trauten sich vor die Tür des Landtags und schauten in ein Meer von Transparenten wie „Tillich, mach den Koch“, „Schwarz-gelbe Nullen kürzen“ oder „Nein zum Sozialabbau“.

Von 14 Uhr an hatten sich drei Demonstrationszüge auf verschiedenen Routen durch die Stadt auf den Landtag zubewegt. Dadurch staute es sich in der Innenstadt an der Carola-, Augustus- und Marienbrücke. „Wir sind mehr wert“, lautete das Demo-Motto des Bündnisses aus Gewerkschaften, Parteien und Verbänden.

Verärgert reagierten die Vertreter der Beamten und die Gewerkschaften auf die am Dienstag veröffentlichten Sparpläne. Sachsens Beamten stößt vor allem die Kürzung des Weihnachtsgeldes ab 2011 bitter auf. Dies sei eine „populistische und demotivierende Besoldungskürzung“, kritisierte der Landesvorsitzende des sächsischen Beamtenbundes, Günter Steinbrecht. „Jeder Abgeordnete des sächsischen Landtages muss sich fragen lassen, ob er selbst bereit ist, auf die Diätenerhöhungen des letzten Jahres zu verzichten, um auch selbst einen ,solidarischen Beitrag‘ zur Ausgabenkürzung zu leisten, wie er es von den Beamten verlangt.“

Enttäuscht reagierten auch die Polizisten. „Endlich ist unseren Polizeibeamtinnen und Polizeibeamten deutlich geworden, welche Wertigkeit die Polizei im Freistaat Sachsen hat“, sagte Frank Conrad bitter. Er ist Landesvorsitzender der Deutschen Polizeigewerkschaft. „Die durch Spekulationen der Banken im Freistaat entstandenen Schulden werden jetzt vom Tisch gewischt, und die Polizisten mit ihren Familien sollen auch hierfür bluten.“

Vor einer unzumutbaren Belastung der Bürger warnte auch die Dienstleistungsgewerkschaft Verdi. „Den Schuldenabbau zum obersten politischen Ziel zu erklären bedeutet, dass die Staatsregierung den politischen Gestaltungsanspruch aufgibt, weil sie offenkundig ideologisch auf wirtschaftsliberale Theorien festgelegt ist“, kritisierte Landesbezirksleiter Thomas Voß.

Für Stunden Verkehr gestoppt

Demonstrierende Lehrer, Studenten und Polizisten legten gestern Nachmittag die ganze Innenstadt lahm.







Alle Räder stehen still – zumindest in Richtung Carolaplatz. Foto: R. Michael

Rund 10000 Studenten, Lehrer und Polizisten haben gestern Nachmittag den Innenstadt-Verkehr ausgebremst. Den Anfang machten die Studenten, die sich aus Protest gegen die geplanten Sozialkürzungen schon mittags am Listplatz/Hauptbahnhof sammelten – zum Leidwesen der Verkehrsbetriebe, weil schon da Bahnen ausgebremst wurden. Die Studenten zogen dann über die St.-Petersburger Straße und Carolabrücke zum Carolaplatz.

Dort setzten Lehrer, Polizisten und Sozialarbeiter ein. Ziel ihres Sternmarsches – der Landtag. Nun wurden auch die Augustus- und die Marienbrücke von Demonstranten blockiert. Im großen Umkreis um die Innenstadt bildeten sich Staus. Auch Bahnen waren oft betroffen.

„Warum streiken die denn?“, wollte ein Mittzwanziger in seinem BMW wissen, der auf der Albertstraße feststeckte. Wegen der Sparpläne der Landesregierung. „Dann habe ich dafür Verständnis. Ich verpasse zwar jetzt das Spiel Schweiz gegen Spanien, aber es ist ja für eine gute Sache“, sagte er. Ein anderer Fahrer schüttelte den Kopf, schaute genervt zu den Demonstranten am Carolaplatz mit den lauten Pfeifen und Vuvuzelas: „Diese Demo kann ich nicht verstehen, dafür habe ich kein Verständnis.“

Am Theaterplatz wartete eine Frau 20 Minuten, dass ihre Tram Nr. 4 Richtung Augustusbrücke abfährt. „Für das Anliegen der Demo habe ich Verständnis, ich habe auch Kinder und bin von den Kürzungen betroffen. Aber ich habe einen Termin und muss dringend hin“, sagte sie und stieg in die Straßenbahn, die kurz danach losfuhr.
Die Polizei verzeichnete keine Störungen. 250 Beamte sicherten die Großdemo ab. (lex/kde) S. 8

Sachsen streicht tausende Stellen und kürzt Milliarden

Von Gunnar Saft und Annette Binninger

Die Staatsregierung legt ihr Sparpaket vor: Weniger Geld für Personal, Kultur, Kita-Kinder und Straßenbau.







Dunkle Wolken über dem Dresdner Residenzschloss: Der Prestigebau wird nun doch Jahre später fertiggestellt. Denn es fehlt Geld. Rund 337 Millionen soll der Wiederaufbau komplett kosten. Noch fehlen rund 80 Millionen. Foto: Robert Michael
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Sachsen muss das Sparen lernen 
Dieter Schütz über das Sparpaket der sächsischen Landesregierung. 

Stimmen zum Sparpaket 

Dresden. Der Freistaat Sachsen plant drastische Einsparungen beim Personal sowie Ausgabenkürzungen von bis zu 1,38 Milliarden Euro pro Jahr. Das geht aus dem Haushaltsentwurf für 2011 und 2012 hervor, den Ministerpräsident Stanislaw Tillich (CDU) gestern erstmals der Öffentlichkeit vorstellte.

Demnach sollen in den nächsten zwei Jahren 1300 Stellen im öffentlichen Dienst wegfallen. Später will das Land den Personalabbau noch einmal verstärken. So kündigte die Regierung an, dass zusätzlich zu bereits bekannten Stellenkürzungen weitere 1800 Arbeitsplätze bei Polizei und Justiz gestrichen werden. Außerdem will man den Personalbestand bei den Lehrern schrittweise auf das Niveau der westdeutschen Bundesländer absenken. Bis spätestens 2019 will Sachsen damit die Zahl der heute noch 82000 Beschäftigten im Landesdienst auf rund 70000 reduzieren.

Neben dem Personalbau wird das Land in den nächsten beiden Jahren auch jeweils bis zu 380 Millionen Euro bei den laufenden Ausgaben sparen. Betroffen sind besonders der Sozialbereich, die Arbeitsmarktförderung, die Kulturräume sowie Verkehr und Straßenbau. Laut dem Etatentwurf wird das kostenlose Kita-Vorschuljahr wieder abgeschafft und das Landeserziehungsgeld gekürzt. Die Zuschüsse für den öffentlichen Nahverkehr sinken um 7,5 Prozent, und für staatliche und kommunale Straßen stehen pro Jahr bis zu 59 Millionen Euro weniger zur Verfügung.

Noch drastischere Einschnitte wird es bei staatlichen Investitionen geben. Die sollen nächstes Jahr um 880 Millionen Euro und 2012 um eine Milliarde Euro sinken. Tillich verteidigte den Rückgang mit notwendigen Sparmaßnahmen angesichts der Wirtschafts- und Finanzkrise. So müsse der Freistaat seine jährlichen Ausgaben von heute noch 16,5 Milliarden Euro auf 14,7 Milliarden Euro im Jahr 2014 reduzieren. Aber auch mit einer Investitionsquote von 15 Prozent (bisher 20) läge man bundesweit weiter an der Spitze. Zudem werde Sachsen auf neue Schulden verzichten und pro Jahr 75 Millionen Euro für die Tilgung von Krediten ausgeben. Mit dem Sparpaket habe man somit erfolgreich die eigene Handlungsfähigkeit gesichert und verhindert, Finanzlasten auf kommende Generationen zu verschieben.

Sachsen muss das Sparen lernen

Dieter Schütz über das Sparpaket der sächsischen Landesregierung.

Das Sparpaket der Landesregierung ist für viele bitter: Eltern müssen für das Vorschuljahr in der Kita wieder Beiträge bezahlen. Bei Polizei und Justiz fallen Stellen weg, Und viele Firmen in Sachsen müssen künftig auf Fördergelder verzichten. Kein Wunder also, dass sich gegen die Beschlüsse der CDU/FDP-Regierung ein breites Protestbündnis formiert.

Doch so berechtigt manche Kritik in den Augen der Betroffenen auch sein mag: Bei sinkenden Steuereinnahmen und schwacher Wirtschaftslage führt an dem milliardenschweren Sparpaket kein Weg vorbei.

Jeder weiß, dass er privat auf Dauer nicht mehr Geld ausgeben kann, als er einnimmt. Sonst ist er über kurz oder lang zahlungsunfähig. Dieser Grundsatz gilt auch für den Staat: Wenn er ihn längere Zeit missachtet, wird ein Land pleite gehen. Griechenland ist dafür ein abschreckendes Beispiel – mit verheerenden Folgen für die Bevölkerung.

Eine Katastrophe ist das sächsische Sparpaket jedenfalls nicht. Umgerechnet auf die Einwohnerzahl hat Sachsen zum Beispiel immer noch mehr Personal im öffentlichen Dienst als westdeutsche Bundesländer. Vor allem aber bleibt ein Markenzeichen des Landes erhalten: Bildung und Forschung sind weiter ein Schwerpunkt des Freistaates und werden von den Einsparungen weitgehend verschont.

Die Alternative zum Sparen wäre eine massive Ausweitung der Schulden. Doch wer in der jetzigen Lage neue Kredite aufnimmt, verlagert das Problem lediglich auf die nachfolgenden Generationen. Er handelt verantwortungslos. Deshalb muss Sachsen das Sparen lernen.




Die Lehrerin: "Als Grundschullehrerin habe ich durch die Sparpläne der Regierung mehr zu arbeiten. Das kostenlose Vorschuljahr fällt weg, und wenn Kinder aus der Kita genommen werden, sind sie schlechter vorbereitet für die Schule. Wir Lehrer sind dann stärker gefordert." Katlen Worotnik (45), Olbernhau/Erzgeb.
Fotos: Robert Michael (3)




Der Polizist: "Durch den geplanten Stellenabbau kommen auf mich und meine Kollegen massive Mehrbelastungen zu. Ab dem nächsten Jahr fällt bei mir das Weihnachtsgeld weg. Die etwa 1 000 Euro waren sonst immer fest verplant zum Jahresende. " Jan Elsner (43), Leipzig
[image: image8.jpg]



Die Sozialarbeiterin: "Mich nervt, dass ich nicht weiß, ob bei mir in der mobilen Jugendarbeit im Weißeritzkreis weiter gekürzt wird. Durch die Kürzungen im April fiel eine von neun Stellen weg. Dadurch können wir die Jugendlichen jetzt weniger intensiv betreuen. Alexandra Haemme (32), Dresden
Stimmen zu Sachsens Sparpaket

	Antje Hermenau, Fraktionsvorsitzende der Grünen
Die Staatsregierung erweckt den Eindruck, als ob sie härtere Einsparmaßnahmen in den Bereichen Bildung, Soziales und Kultur vermieden hätte. Ob dies wirklich so ist, werden wir nach der Vorlage qualifizierter Unterlagen im Parlament zu bewerten haben. 



Andre Hahn, Chef der Linksfraktion
Von den Leitbegriffen „Arbeit, Bildung, Solidarität“ in der ersten Regierungserklärung von Stanislaw Tillich nach seinem Amtsantritt als Ministerpräsident ist nichts übrig geblieben. Für uns ist klar: Dieser Generalangriff der Staatsregierung auf Kommunen, Bildung und Sicherheit bedarf der Gegenwehr.

Martin Dulig, Chef der SPD-Landtagsfraktion
Die Haushaltspolitik der schwarz-gelben Staatsregierung ist sinnentleert und rücksichtslos. Tillich und Co. rennen ohne Kompass und ohne Verstand mit dem Rasenmäher durchs Land. Auf der Strecke bleiben der gesellschaftliche Zusammenhalt und die Zukunftsfähigkeit unseres Landes.

	Jens Weichelt, Sächsischer Lehrerverband
Das positive Image, das sich Sachsen mit Spitzenplätzen bei PISA aufgebaut hat, muss erhalten bleiben. Damit verbietet sich ein weiterer Stellenabbau, im Gegenteil: Der Lehrermangel in den Förder-, Grund- und Berufsschulen muss überwunden werden. 


	Bodo Finger, Arbeitgeberpräsident Sachsen
Die Bemühungen der Staatsregierung um eine ausgewogene Lösung bei den Einsparungen sind lobenswert. Sachsen kann nicht mehr Geld ausgeben, als es einnimmt. Das wichtigste Ziel muss weiterhin die Schaffung von zukunftsfesten Arbeitsplätzen sein. 


	Holger Zastrow, Chef der FDP-Landtagsfraktion
Wir scheuen uns nicht, auch unpopuläre, aber notwendige Entscheidungen in Verantwortung vor der Zukunft Sachsens zu treffen. Die Anpassung der Ausgaben an die dauerhaft verringerten Einnahmen ist eine extrem schwierige Aufgabe und wird noch auf zahlreiche Widerstände stoßen. 


CDU-Politiker Bandmann für Grenzkontrollen

Görlitz. Die neue Dimension der Kriminalität in der Grenzregion droht zum Streit mit den Nachbarländern Polen und Tschechien zu werden. Weil jetzt auch Traktoren und Landmaschinen in großem Stil gestohlen werden, fordert der CDU-Landtagsabgeordnete Volker Bandmann mit dem gesamten Görlitzer CDU-Kreisvorstand, dass an den Grenzübergängen wieder kontrolliert werden soll, zumindest zeitweilig. Den Behörden in Polen und Tschechien wirft er vor, nicht konsequent genug gegen die organisierte Kriminalität vorzugehen.

Auch Deutschland müsse mehr tun, fordert der innenpolitische Sprecher der CDU-Landtagsfraktion. Der Abbau bei der Bundespolizei müsse gestoppt werden.

Unterstützung bekommt Bandmann vom Bundestagsabgeordneten und sächsischen CDU-Generalsekretär Michael Kretschmer. Zwar räumt er der Wiedereinführung von Grenzkontrollen „null Chancen“ ein. Doch die Nachbarstaaten müssten beim Thema Sicherheit nachlegen. (SZ)

DNN

Lehrer wollen Verjüngung 

Unmut über Kürzungspläne 

Pädagogen stellen Bedingungen: Freiwillige Teilzeit nur bei Neueinstellungen 

Tausende gehen gegen schwarz-gelbes Sparpaket auf die Straße / Aderlass bei Kommunen 

Dresden/Leipzig (DNN). Einige Lehrer würden freiwillig in Teilzeit arbeiten, wenn junge Kollegen eingestellt würden. Gleichzeitig droht vielen fertig ausgebildeten Pädagogen die Arbeitslosigkeit, sie suchen Jobs. Beides könnte sich ergänzen, doch der Spardruck verhindert, dass die Landesregierung diese Absichten zusammen bringt. 
Von Andreas Friedrich
Sie kennen sich nicht, aber sie haben einiges miteinander zu tun. Die eine arbeitet sei Jahren als Lehrerin. Die andere möchte es endlich gern tun. Die 48-jährige Antje Stoll hat zwar für die Rückkehr zur Vollzeitarbeit gestreikt, nun ist sie aber doch eine von vielen, die eine Stunde abgeben würden. Freiwillig und symbolisch und unter einer Bedingung. Die Leipziger Gymnasiallehrerin sagt: "Ich würde auf eine Wochenarbeitsstunde und damit auf etwa 150 Euro netto im Monat verzichten, wenn dafür Uni-Absolventen eingestellt würden." Würden alle Kollegen an ihrer Schule auf eine Stunde verzichten, könnten allein dort zwei Stellen neu besetzt werden. Alle werden es nicht tun, aber es sind viele, die sich für eine Verjüngung der Pädagogen und für die Zukunft der Junglehrer einsetzen. Die Eltern unterstützen dies in einem Brief an Kultusminister Roland Wöller (CDU).
Einer wie Christiane Nestler wäre damit sehr geholfen. Junglehrern wie ihr droht sonst nach erfolgreichem Studium der Gang zum Arbeitsamt oder der Wechsel in ein anderes Bundesland. Die 26-Jährige hat gerade das zweite Staatsexamen abgeschlossen. Doch mit dem Schuldienst wird es wohl nichts. "Bis vor kurzem sagte man uns: Geht nicht weg, wir brauchen Euch in Sachsen. Anfang Juni empfahl man uns plötzlich: Geht mal zum Arbeitsamt", sagt die künftige Mittelschullehrerin. 
Gemeint ist ein kompletter Jahrgang Uni-Absolventen für Mittelschulen. Ein guter Jahrgang von 76 Lehramtsanwärtern für ganz Sachsen: Manche schlossen sogar mit 1,0 ab. Alle sind hochmotiviert, sehen ihre Perspektive in Sachsen, wo ab 2013 jährlich 1000 neue Lehrer gebraucht werden. Doch jetzt stehen sie vor dem Nichts (DNN berichteten). "Wir haben vertraut und laufen nun ins offene Messer. In vielen Bundesländern sind die Bewerbungsfristen abgelaufen", klagt Christiane Nestler. Da nützt es auch nichts, dass dort mit dem Beamtenstatus gelockt wird. In Sachsen werden derzeit Personalgespräche mit den Lehrern geführt. Dabei sollen so viele wie möglich für Teilzeit begeistert werden, um neue Lehrer einstellen zu können. So heißt es zumindest. Minister Wöller könnte froh sein über Pädagogen wie Antje Stoll, die freiwillig auf Stunden verzichten, wenn dafür Absolventen wie Christiane Nestler eine Chance erhielten. Doch er sagt gegenüber dieser Zeitung: "Andersrum wird ein Schuh draus: Wir führen Personalgespräche. Wir werben darum, dass es eine hohe Bereitschaft zur Teilzeit gibt. So wie das geschieht, ergeben sich Möglichkeiten für die Anstellung junger Lehrer." Im gleichen Atemzug appelliert er an die Solidarität unter den Lehrern. Obwohl es dessen offensichtlich nicht bedarf. 
Tatsächlich würden Neueinstellungen das hohe Durchschnittsalter von über 48 Jahren senken und drohendem Lehrermangel vorbeugen. Denn zwischen 2013 und 2020 geht die Hälfte der 34000 Lehrer in den Ruhestand. Momentan gibt es aber noch 978 Lehrerstellen zu viel. Die sind nach Rechnung des Ministeriums zwar überflüssig, aber unkündbar.
Trotzdem lehnte der Haushaltsausschuss des Landtags am 2. Juni die Finanzierung dieser 978 Stellen ab. Die Vorlage sei nicht entscheidungsreif gewesen, sagen die einen. Man wolle den Druck auf die Lehrer hoch halten, damit sich viele für verkürzte Arbeit entscheiden, meinen andere. Nur das spart Geld. Und nur darum scheint es zu gehen. Alle 978 Stellen verursachen laut Finanzministerium bis 2014 Mehrkosten von 380 Millionen Euro. Da der Haushaltsausschuss die Finanzierungsentscheidung auf Juli verschob, liegt der Verdacht nahe, dass nur die tatsächlich überzähligen Stellen bezahlt werden und es in Mittelschulen sowie Gymnasien gar keine Neueinstellungen gibt. Das befürchtet auch der Lehrerverband.
Christiane Nestler müsste ein Jahr warten, wäre dann aber nur zweite Wahl, weil den aktuellen Lehramtsanwärtern bei freien Stellen Priorität eingeräumt wird. Der symbolische Verzicht von gestandenen Kollegen wie Antje Stoll verpufft. Die lässt wiederum keinen Zweifel daran, dass sie nur bei garantierten Neuzugängen auf Stunden verzichtet. Mehr Kulanz ist nicht. Dafür steckt vielen Lehrern noch in den Knochen, dass sie gezwungen waren, sich die vertraglich zugesicherte Vollzeitarbeit mit Streiks noch einmal zu erkämpfen. 
iDie offenen Briefe finden Sie im Internet unter www.dnn-online.de/download

Christiane Nestler: Bis vor kurzem sagte man uns: Geht nicht weg, wir brauchen euch in Sachsen. Anfang Juni empfahl man uns plötzlich: Geht mal zum Arbeitsamt.

Dresden (DNN). Die Kürzungspläne der schwarz-gelben Landesregierung haben zu heftigen Reaktionen geführt. Gestern versammelten sich rund 10000 Demonstranten vor dem Plenargebäude, machten ihrem Unmut Luft. Auch im Landtag selbst sorgte das Paket von CDU und FDP für kritische Stimmen.
Es ist ein Gag mit makabrer Note: Gerade haben sich auf dem Vorplatz des Landtags einige hundert Demonstranten versammelt, da taucht ein Trupp von Protestlern auf - ein Fallbeil in Originalgröße im Schlepptau. Das gute Stück ist natürlich nur aus Holz und keineswegs scharf. Die Guillotine soll den Sinn der Übung bebildern, ein Symbol gegen die Kürzungspläne der Regierung. Denn jenen, die sich unter dem Slogan "Wir sind mehr wert" Richtung Elbe aufgemacht haben, sehen nicht nur den Sozial- und Bildungsbereich in Gefahr. Ihnen geht es auch um den geplanten Stellenabbau und das, was sie "die massivsten Einschnitte seit 20 Jahren" nennen. Das prägt das Bild auf dem Vorplatz. Während drinnen im Plenarsaal die Abgeordneten über Gesetzesvorlagen und Anträgen brüten, geht es draußen schrill zu. Immer mehr Demonstranten laufen auf, Trillerpfeifen, Trompeten und Transparente im Gepäck. Auf der Bühne spielt eine Band, Dutzende haben es sich auf dem Rasen bequem gemacht - ein Hauch von Happening vor dem Landtag. Am Ende sind rund 10 000 gekommen, Lehrer und Polizisten, Vertreter von Vereinen, Verbänden sowie Gewerkschaften - und Studenten natürlich, nicht zuletzt aus Leipzig.
Hintergrund ist der Kurs der schwarz-gelben Regierung. Die hatte Einschnitte für den Doppelhaushalt 2011/2012 beschlossen. 1,23 Milliarden Euro stehen im kommenden Jahr weniger zur Verfügung, und 2012 beträgt das Minus 1,38 Milliarden. Einen Einbruch gibt es nicht zuletzt bei den Investitionsausgaben. Nach 3,3 Milliarden dieses Jahr sollen es 2011 noch 2,4 Milliarden und 2012 sogar nur 2,3 Milliarden sein. Die Investitionsquote stürzt von 20 auf unter 16 Prozent ab. Betroffen sind Schulen, Straßen, Krankenhäuser, Museen wie das Dresdner Schloss, Gerichtsgebäude, Hochschulen und andere Einrichtungen. Während der Standard bei den Kliniken bereits weitgehend West-Niveau erreicht ist, gibt es bei der Sanierung der Schulen einen Antragsstau von mindestens 500 Millionen - für 2011/12 stehen nur 35 Millionen bereit.
Eben das trifft auch auf harten Widerstand bei Thomas Colditz. "Darüber werden wir noch reden müssen", sagt der CDU-Schulpolitiker dieser Zeitung. Insgesamt aber seien die Absenkungen im Schulbereich "weniger schlimm als befürchtet", so Colditz. Auch die geplante Angleichung der Lehrerzahlen an das West-Niveau im Jahr 2020 könne im günstigen Fall sogar eine Stabilisierung der Stellenanzahl bedeuten.
Bluten müssen indes vor allem die Kommunen. So sorgt in den Rathäusern und Landkreisen die überraschende Absenkung der Zuschüsse für den Nahverkehr um 7,5 Prozent für Verdruss. Dies könnte nach ersten Schätzungen mit 75 bis 80 Millionen zu Buche schlagen. Auch der Verzicht des Landes auf das beitragsfreie Kita-Vorschuljahr kostet Städte und Kreise zusammen bis zu 15 Millionen, weil sie für einkommensschwache Familien wieder die Elternbeiträge übernehmen müssen. Dank der Auflösung eines Vorsorgefonds zahlt der Freistaat 2011 rund 470 Millionen weniger für den kommunalen Finanzausgleich. Die investiven Schlüsselzuweisungen brechen von derzeit 319 Millionen auf 55 und 2012 sogar nur noch 33 Millionen ein. 
Mit Kritik spart auch die Deutsche Polizeigewerkschaft nicht. "Tagtäglich halten unsere Kollegen ihren Rücken hin", meint Landeschef Frank Conrad, "nun werden sie für ihr Handeln durch Streichung der Sonderzulage abgestraft." Unterdessen geht auf dem Vorplatz das Protest-Happening in die Endrunde. Redner sprechen vom "heißen Herbst", auf den sich die Regierenden einstellen müssten. "Wir kämpfen bis zum Schluss", steht auf einem Transparent, und wer die Demonstranten gesehen hat, könnte glauben, sie meinten es ernst.Sven Heitkamp/Jürgen Kochinke
Sachsen sägt an Wulffs Mehrheit 

Bundespräsidentenwahl: CDU in Sachsen und Bremen brachte nicht alle Wahlmänner durchs Parlament 

Berlin/Dresden (dpa/DNN/J.K./AFP). Die Mehrheit für den schwarz-gelben Präsidentschaftskandidaten Christian Wulff (CDU) wird dünner. Bei der Wahl der Delegierten für die Bundesversammlung in den Landesparlamenten von Sachsen und Bremen erhielt das Lager des niedersächsischen Ministerpräsidenten weniger Stimmen als erwartet. 
Faustdicke Überraschung im Freistaat Sachsen: Bei der Wahl der Vertreter für die Wahl des Bundespräsidenten am 30. Juni kann der Kandidat von SPD und Grünen, Joachim Gauck, mit mindestens drei zusätzlichen Stimmen aus Sachsen rechnen. Grund ist, dass beim geheimen Urnengang gestern im Plenum gleich mehrere CDU-Abgeordnete der eigenen Liste ihre Zustimmung versagten. Konkret waren es vier Stimmen weniger als Christdemokraten anwesend waren. Und nicht nur das: Gleichzeitig erhielt die gemeinsame Liste von SPD und Grünen drei Stimmen mehr. Ganz offensichtlich wollten einige Christdemokraten die Wahl des CDU/FDP-Kandidaten Christian Wulff torpedieren. 
Mit der Abstimmung gestern sind die Chancen für Gauck leicht gestiegen. Dabei geht die Rechnung so: Eine Stimme dürfte Gauck mehr verbuchen, weil sächsische CDU-Abtrünnige es so wollten; eine Stimme mehr erhält er wegen eines Verfahrenstricks von SPD und Grünen; eine weitere, weil sich mit Tino Günther gestern der erste FDP-Vertreter aus Sachsen als Gauck-Anhänger geoutet hat. Erwartbar ist, dass sich auch Holger Zastrow und Torsten Herbst, die zwei anderen FDP-Vertreter für die Bundesversammlung, wie Günther entscheiden.
Joachim Gauck stellt sich heute in Dresden den Wahlfrauen und -männern der Landtagsfraktionen von SPD und Grünen vor. Eingeladen sind auch die Mitglieder der Bundesversammlung, die CDU, FDP und Linke nach Berlin entsenden werden. 
Der frühere sächsische Ministerpräsident Kurt Biedenkopf (CDU) hat CDU-Chefin Angela Merkel aufgefordert, den von ihrer Partei gestellten Mitgliedern der Bundesversammlung freie Wahl zu lassen. Das gebiete der Respekt vor der Verfassung, schrieb er in einem Beitrag für die "Frankfurter Allgemeine Zeitung". 
Gauck liegt in der Gunst der Deutschen weiter vor Wulff. Bei einer Direktwahl würden sich laut einer gestern veröffentlichten Forsa-Umfrage 41 Prozent für den ehemaligen Chef der Stasi-Unterlagen-Behörde entscheiden, für Wulff 35 Prozent.

Joachim Gauck erteilte gestern in Berlin Erwartungen an einen Politikwechsel eine Absage: Wer den Systemwechsel will, wird bei mir auf Widerspruch treffen. Wer den Kapitalismus abschaffen will, erscheint mir wie ein Träumer.

Kehrtwende 

Opel verzichtet nun ganz auf Bürgschaften 

Erfurt/Eisenach/Rüsselsheim (dpa/th). Der US-Mutterkonzern General Motors will die deutsche Tochter Opel nun komplett aus eigenen Mitteln sanieren, Anträge auf Staatsgarantien über 1,8 Milliarden Euro zog der Autobauer gestern überraschend zurück. 
Ausschlaggebend für den Sinneswandel in Detroit dürfte auch der harte Kurs von Bundeswirtschaftsminister Rainer Brüderle gewesen sein, der vor einer Woche Bundesbürgschaften abgelehnt hatte. "Neue zeitaufwendige, komplexe Verhandlungen und eine weiterhin ungesicherte Finanzierung können wir uns nicht erlauben", begründete denn auch Opel-Chef Nick Reilly die Entscheidung gegen europäische Bürgschaften. Er versicherte, es werde keine zusätzlichen Werksschließungen oder Stellenstreichungen geben und versprach, am Investitionsprogramm über 11 Milliarden Euro für neue Produkte und alternative Antriebe werde nicht gerüttelt.
Thüringens Ministerpräsidentin Christine Lieberknecht (CDU) äußerte sich verwundert und sagte: "Wir nehmen General Motors beim Wort." Die Beschäftigten der Opel Eisenach GmbH zeigten sich erleichtert. Betriebsratschef Harald Lieske meinte: "An den Planungen ändert sich nichts. Das einzige, was sich ändert, ist die Art der Finanzierung." 

Linksextremismus 

Union will schärfere Strafen 

Berlin. Die beiden schwer verletzten Polizisten sind wieder aus dem Krankenhaus entlassen, doch der Vorfall vom Wochenende ist damit nicht vom Tisch. Bei einer Demonstration gegen Sozialabbau in Berlin zündeten linksextreme Gewalttäter eine Splitterbombe mitten in der Menge. Dabei wurden 16 Polizisten verletzt, zwei davon schwer. Auf Antrag von Union und FDP diskutierte deshalb der Bundestag gestern in einer Aktuellen Stunde über zunehmende Gewalt gegen Polizeibeamte.
Unionspolitiker bekräftigten dabei ihre Forderung nach härteren Strafen für Gewaltangriffe auf Polizisten. "Wir dürfen in Deutschland keine rechtsfreien Räume zulassen", sagte CDU-Innenexperte Wolfgang Bosbach und brachte Gesetzesänderungen ins Spiel.
Grüne und SPD erklärten dagegen, die bestehenden Strafrahmen reichten aus. Die Union forderte die Linke auf, sich stärker von linksextremer Gewalt zu distanzieren. Bundesinnenminister Thomas de Maizière (CDU) ging weiter: Er rief die Teilnehmer von Protestzügen auf, sich ebenfalls klar von Gewalttätern abzugrenzen. Jeder Demonstrant und jeder Veranstalter habe Verantwortung für eine friedliche Demonstration, sagte er. Diese Freiheit dürfe nicht durch "gewalttätige Chaoten" kaputt gemacht werden. "Autonome bestimmen in diesem Land nicht, was Freiheit ist."
De Maizière plädierte zudem dafür, den strafrechtlichen Schutz für Polizisten zu stärken. Die Bundesregierung plant derzeit eine Gesetzesänderung. Der Innenminister zeigte sich überzeugt, dass sich die Koalitionspartner bald einigen würden. Die FDP appellierte vor allem an die Linke, sich eindeutig von Gewalttätern zu distanzieren. "Leider ist da wenig zu hören", erklärte Stefan Ruppert (FDP). Auch Union, Liberale, SPD und Grüne sollten ihre "gemeinsamen Werte" mehr hervorheben. Diesen Vorwurf wollte die Linkspartei nicht auf sich sitzen lassen. Für ihre Partei sei Gewalt kein legitimes Mittel der Politik, sagte Halina Wawzyniak.
Die Gewerkschaft der Polizei (GdP) begrüßte die Aktuelle Stunde. Doch bei den Diskussionen müsse auch etwas herauskommen, erklärte GdP-Chef Konrad Freiberg. Die Gewerkschaft erwarte, dass die Regierungskoalition endlich die Gesetze der für die Polizei immer gefährlicher werdenden Lage anpasse.
Die Statistik des Bundesinnenministeriums zählt für das vergangene Jahr insgesamt 1822 Gewalttaten von Linksextremisten - 53 Prozent mehr als im Vorjahr. Zugleich war es die höchste Zahl seit 2001. Gleichzeitig sank die Zahl von rechtsextremen Gewalttaten auf 959. Der Schwerpunkt lag hier allerdings bei den Körperverletzungen, häufig auch mit schlimmen Folgen für die Überfallenen. 

Müller-Steinhagen wird neuer Rektor der TU Dresden 

Dresden (DNN/chs). Der 56-jährige Prof. Hans Müller-Steinhagen aus Stuttgart ist gestern zum neuen Rektor der Technischen Universität Dresden gewählt worden. Im Erweiterten Senat der Hochschule setzte sich der Thermodynamiker und Wärmetechniker gegen die beiden anderen Kandidaten Karl Lenz und Gerhard Fettweis im ersten Wahlgang durch. Als vorrangiges Ziel seiner fünfjährigen Amtszeit nannte Müller-Steinhagen das erfolgreiche Abschneiden der TU in der neuen Runde der Exzellenzinitiative

Bund verstärkt Hilfen bei Berufseinstieg 

Bildungslotsen sollen lernschwache Jugendliche fördern 

Berlin (dpa). Der Bund wird weitere 1200 Sozialarbeiter in Haupt- und Sonderschulen schicken, um lernschwachen Jugendlichen beim Einstieg in eine betriebliche Berufsausbildung zu helfen. Dies beschloss gestern das Kabinett. Diese sogenannten Bildungslotsen ergänzen die bereits in verschiedenen Modellprogrammen eingesetzten 1000 Berufseinstiegsbegleiter der Bundesagentur für Arbeit.
Die Bildungslotsen sollen Jugendliche, die nach einem Kompetenztest als problematisch eingeschätzt wurden, ab der 8. Klasse betreuen. Sie sollen ihnen beim Schulabschluss helfen, Kontakte zu Betrieben vermitteln und ihnen auch während der Lehre mit Rat und Tat zur Seite stehen. Bundesbildungsministerin Annette Schavan (CDU) sagte: "Wir wollen erreichen, dass alle Jugendlichen in den nächsten Jahren zu einem Abschluss kommen. Ich bin überzeugt, dass die Bildungslotsen dazu wesentlich beitragen werden." Sie könnten den Schülern Motivation und Orientierung geben. Derzeit verlassen in Deutschland etwa 65000 Schüler ihre Schule ohne Abschluss. Laut dem am Vortag bekanntgewordenen neuen Bildungsbericht von Bund und Ländern konnte die Schulabbrecherquote in den vergangenen Jahren im Westen auf 6,7 Prozent der Schulabgänger reduziert werden, im Osten stieg sie dagegen auf 11,6 Prozent an.
Mit der Einstellung der 1200 zusätzlichen Fachkräfte könnten weitere 30000 Schüler in die Förderung einbezogen werden, teilte das Bildungsministerium mit. Die Arbeit der hauptamtlichen Bildungslotsen soll künftig durch den Einsatz von weiteren 1000 ehrenamtlichen Senior-Experten ergänzt werden. Das sind Praktiker mit Erfahrung in der Berufsausbildung junger Menschen. 
Das Programm wird vom Bildungs- und Arbeitsministerium gemeinsam getragen. Nach den bisherigen Planungen will der Bund dafür bis 2018 rund 775 Millionen Euro zur Verfügung stellen. Weitere Gelder kommen von der Bundesagentur für Arbeit.
Seit dem Einsatz der ersten Bildungslotsen im Jahr 2008 erhielten nach Angaben des Ministeriums bisher mehr als 91500 Jugendliche die Chance, in Ausbildungswerkstätten drei Berufe auszuprobieren. Schavan: "Jugendliche, die die Berufspraxis erlebt haben, gehen mit einer ganz neuen Motivation zurück in die Schule - und später dann in die Ausbildung."
Nach dem neuen Bildungsbericht haben 17 Prozent der 20- bis 30- Jährigen in Deutschland keinen Berufsabschluss und befinden sich auch nicht mehr in Bildungsmaßnahmen. 

IWH: Wirtschaft im Osten zieht wieder an 

Halle (U.L.). Die ostdeutsche Wirtschaft hat erst im Frühjahr dieses Jahres wieder Fahrt aufgenommen. In den ersten Monaten 2010 hingegen habe die gesamtwirtschaftliche Produktion in den neuen Ländern faktisch stagniert. Das geht aus dem gestern veröffentlichten Konjunkturbarometer des Instituts für Wirtschaftsforschung Halle (IWH) hervor. Das Bruttoinlandsprodukt (BIP) sei im ersten Vierteljahr gegenüber dem Vorquartal sogar um 0,1 Prozent leicht gesunken. Gegenüber dem Vorjahreszeitraum, dem Tiefpunkt der Produktion in der Krise, ergab sich aber ein Plus des BIP von 1,7 Prozent. 
Inzwischen habe aber eine Trendwende eingesetzt. Erholt hat sich den Wirtschaftsforschern zufolge die ostdeutsche Wirtschaft vor allem im zweiten Quartal. So habe zum Beispiel das Baugewerbe den Produktionseinbruch wegen des strengen Winters überwunden. Außerdem bleibt dem Konjunkturbarometer zufolge das verarbeitende Gewerbe auf Wachstumskurs. Die Industrieunternehmen verbesserten ihre Auftragslage. "Dank eines regelrechten Schubs an Bestellungen im ersten Quartal haben sich die Industrieunternehmen wieder ein Auftragspolster zulegen können", heißt in der Mitteilung des IWH. Die Investitions- und Konsumgüterproduzenten erhielten mehr Order aus dem Inland. Zugleich sank allerdings die Auslandsnachfrage nach Gebrauchs- und Verbrauchsgütern aus dem Osten. 
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(Nachrichtenfeature) 
Sachsen wehren sich gegen Sparziele - 10 000 Demonstranten 
protestieren gegen Haushaltskürzungen in Milliardenhöhe 
--Von ddp-Korrespondent Christian Wolf-- 
(mit Bild)= 
  
   Dresden (ddp-lsc). Mit goldener Krone, Sonnenbrille und Schärpe um 
den Oberkörper hat sich Elisabeth auf den Protest vorbereitet. «Ich 
bin Miss Gebildet 2020», sagt die 26-jährige Lehramtsstudentin mit 
einem Augenzwinkern. Zusammen mit vier Freundinnen hat sich die 
Dresdnerin der Großdemonstration gegen die Sparziele der 
Staatsregierung angeschlossen. «Es kann nicht sein, dass seit Jahren 
an der Bildung gespart wird», ärgert sich Elisabeth. Provokativ 
bezeichnen sich die fünf Studentinnen auf einem Plakat als 
«Missbrauchsopfer der Bildungspolitik». 
  
   Ein Tag nach den von der Staatsregierung beschlossenen 
Haushaltskürzungen in Milliardenhöhe ist am Mittwoch das 
Aktionsbündnis «Mehr Wert» in Dresden auf die Straße gegangen. Rund 
10 000 Teilnehmer waren dem Aufruf gefolgt und hatten sich farbenfroh 
und lautstark auf drei Routen durch die Innenstadt zum Landtag 
bewegt. Studenten, Polizisten, Lehrer und Eltern einte der Unmut über 
die Kürzungspläne der Staatsregierung. 
  
   Mit klaren Botschaften wie «Wer hier kürzt wird gestürzt», 
«Tillich mach' den Koch» oder «Alles wird teurer, nur die Ausreden 
werden billiger» zeigten die Demonstranten auf Plakaten und Bannern 
ihre Meinung zu den Sparbeschlüssen. Um ihrer Wut Ausdruck zu 
verleihen, errichteten Leipziger Aktivisten eine symbolische 
Guillotine. 
  
   Die nach Veranstalterangaben rund 4500 Studenten aus ganz Sachsen 
protestierten auf einer vier Kilometer langen Strecke von der 
Hochschule für Technik und Wirtschaft in Richtung Landtag. Der 
Geschäftsführer für Hochschulpolitik im Studentenrat der TU Dresden, 
Steven Seiffert, warf der Staatsregierung eine Unterfinanzierung der 
Hochschulen vor. Schon in diesem Jahr sei infolge der Haushaltsperre 
etwa die Hälfte der Tutoren gestrichen worden. «Um die Lehre 
abzusichern, benötigen wir diese Angebote aber», sagte Seiffert. 
  
   Als «konzeptionsloses Kürzen» bezeichnete die Vorsitzende der Liga 
der Freien Wohlfahrtspflege, Beate Hennig, die Sparbeschlüsse. Noch 
lasse das Sozialministerium eine Sparkonzeption vermissen, in jenen 
Bereichen, die wirklich Einsparungen bringen würden. Unverständlich 
sei, dass im Sozialbereich, in dem es um Menschen gehe, der große 
Sparhebel angesetzt werde. «Die Folgekosten davon werden nicht 
berücksichtigt», sagte Hennig. 
  
   Der Landesvorsitzende der Gewerkschaft der Polizei, Matthias 
Kubitz, warf der Staatsregierung «Unverschämtheit gegenüber den 
Bürgern» vor. Durch den geplanten Abbau von 3500 Stellen gebe es 
Schließungen von ganzen Dienststellen und einen Rückzug der Polizei 
aus der Fläche. Zudem sei die sächsische Polizei «stark demotiviert», 
da die geplante Streichung des Weihnachtsgeldes die Beamten ebenfalls 
betreffe. 
  
   Politische Unterstützung erhielten die Studentenorganisationen, 
Verbände und Gewerkschaften von SPD-Chef Martin Dulig. Er bezeichnete 
das Sparpaket von CDU und FDP als Dampfwalze, die die Existenz von 
bestehenden Strukturen gefährde. «Diese unverantwortliche 
Kahlschlagpolitik kratzt den Kitt aus den Fugen der solidarischen 
Gesellschaft», sagte Dulig. 
  
   Nach dreitägiger Haushaltsklausur hatte die Staatsregierung am 
Dienstag den Entwurf für den Doppelhaushalt 2011/2012 beschlossen. 
Demnach stehen dem Freistaat im kommenden Jahr 1,23 Milliarden Euro 
und 2012 rund 1,38 Milliarden Euro weniger zur Verfügung. Durch 
Kürzungen im Sozialbereich, beim Landeserziehungsgeld und bei den 
Zuschüssen für Bauvorhaben sollen Millionen Euro eingespart werden. 
Zudem soll es bis 2020 eine erhebliche Personalreduzierung bei der 
Polizei und im Justizbereich geben. Sonderzahlungen wie 
Weihnachtsgeld werden ab dem kommenden Jahr für sächsische Beamte
gestrichen. 
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